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18. Palliſche landwirkfiſchaftliche Berufs⸗

genoſſenſchaft.
Die Unfallverſicherung nach dem Unfallverſicherungsgeſetz für

Land⸗ und Forſtwirthſchaft iſt durch das badiſche Landesgeſetz vom

24. März 1888 auch auf alle Unternehmer land - und forſtwirth —

ſchaftlicher Betriebe erſtreckt worden . Ausgeſchloſſen ſind Familien⸗

angehörige unter 12 Jahren , welche in dem Betrieb des Familien⸗

hauptes beſchäftigt werden . Für das Großherzogthum Baden wurde

eine Berufsgenoſſenſchaft mit dem Sitze in Karlsruhe gebildet . Der

Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus einem Vorſitzenden und vier von

der Genoſſenſchaftsverſammlung zu wählenden Mitgliedern ; einem

Antrag der konſtituirenden Genoſſenſchaftsverſammlung zufolge wird

der Vorſitzende von der Regierung mit den Rechten und Pflichten
eines Staatsbeamten ernannt .

Vorſtand :

Vorſitzender : Albert Edwin Sprenger , Miniſterialrath
in Karlsruhe . Sz3a mE .

Mitglieder :

Oekonomierath Georg Frank in Pforzheim , Stellvertreter

des Vorſitzenden . HPza.
Rechtsanwalt Max Boeckh in Karlsruhe . S . o.

Forſtmeiſter Karl Rau in Pforzheim . S . u.

Bürgermeiſter Franz Joſef Rall in Marbach . .
1 Hilfsarbeiter , 1 Kaſſier , 1 Sekretär , 1 Reviſor , 1 Bureauvorſteher ,

3 Kanzleiaſſiſtenten , 1 Sekretariatsgehilfe , 6 Schreibgehilfen .

Als Schiedsgerichte funktioniren ſeit 1. Januar 1901 die vier

Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung in Mannheim , Karlsruhe ,

Freiburg und Konſtanz

19. Schiedlsgerickhte für Arbeiterverſicferung .

Im Großherzogthum Baden haben an Stelle der bisherigen , nach

Berufsgenoſſenſchaften errichteten Schiedsgerichte , vier Schiedsgerichte

für Arbeiterverſicherung ihren Sitz . Zu Vorſitzenden dieſer Schieds⸗

gerichte und deren Stellvertreter ſind ernannt :
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a. Bei dem Schiedsgericht in Mannheim
( für die Kreiſe Mosbach , Heidelberg und Mannheim ) j :

Vorſitzender : Auguſt Brecht , Geh . Regierungsrath in

Mannheim . S3a . . W. - G0.
Stellvertreter : Dr . Wilhelm Lukas Strauß , Oberamt —

mann in Mannheim . S . o.

Max Zöller , Amtmann in Mannheim .
S . o.

1 Regiſtrator , 1 Aktuar .

b. Bei dem Schiedsgericht in Karlsruhe
( für die Kreiſe Karlsruhe und Baden ) :

Vorſitzender : Julius Wirth , Verwaltungsgerichtsrath in

Karlsruhe . S . u.

Stellvertreter : Robert Benckiſer , Verwaltungsgerichtsrath
in Karlsruhe . S . u.

Ernſt Müller , Verwaltungsgerichtsrath
in Karlsruhe . S . u.

Wilhelm Holtzmann , Verwaltungsgerichts —
rath in Karlsruhe . S . u.

1 Kanzleiaſſiſtent .

c. Bei dem Schiedsgericht in Freiburg
( für die Kreiſe Offenburg , Freiburg und Lörrach ) :

Vorſitzender : Karl Reinhard , Oberamtmann in Freiburg .
Stellbertreter : Heinrich Frhr . v. Reck , Oberamtmann in

Freiburg . S . o.

Dr . Hermann Korn , Amtmann in Frei —

1 Regiſtrator , 1 Aktuar .

d. Bei dem Schiedsgericht in Konſtanz
( für die Kreiſe Waldshut , Villingen und Konſtanz ) :

Vorſitzender : Heinrich Frhr . v. Bodman , Geh. Ober —

regierungsrath in Konſtanz . Süo .

Stellbertreter : Albert Jung , Geh. Regierungsrath in

Konſtanz . S . o.

Emil Dietrich , Amtmann in Konſtanz . S. eo .

Die Kanzleigeſchäfte werden von der Kanzlei des Großh Landes —
kommiſſärs und des Großh . Bezirksamts beſorgt .
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Außerdem beſteht für die Betriebe , für welche die Arbeiter —

penſionskaſſe der badiſchen Staatseiſenbahnen und Salinen errichtet

iſt , ein Schiedsgericht in Karlsruhe .

Vorſitzender : Dr . Adolf Kühn , Geh. Legationsrath . S . o.

Stellvertreter : Emil Zimmermann , Finanzrath . S . u .

II . Verwaltungs⸗Rechtspflege .

Die Rechtspflege in beſtimmten vom Geſetz bezeichneten Strei —

tigkeiten über Anſprüche und Verbindlichkeiten aus dem öffent —

lichen Recht wird in erſter Inſtanz regelmäßig von den Bezirks —

räthen unter dem Vorſitz des Bezirksbeamten , und in der letzten

Inſtanz von dem Verwaltungs - Gerichtshof ausgeübt .

Zu derartigen Streitigkeiten gehören namentlich jene über Orts —

Bürgerrecht , Bürgernutzen , Beiträge und perſönliche Leiſtungen zu

Gemeindezwecken , Gemarkungsrechte , öffentliche Unterſtützung , Ein⸗

quartierung und Vorſpann , Kirchenverbandsbeiträge , Gemeindeweg⸗

und Kreisſtraßen - Beiträge u. ſ. w.

In anderen Fällen erkennt der Verwaltungs - Gerichtshof in erſter

und letzter Inſtanz auf Klagen gegen Entſcheidungen der Verwal —

tungsbehörden , ſo über die Schuldigkeit zu Staatsabgaben , über

Stiftungen betreffende Streitigkeiten , über Beitragspflicht der Gemein⸗

den bezw. Kreiſe zum Aufwand für Landſtraßen , über ſtreitige Weg⸗

unterhaltung , Stimmberechtigung und Wählbarkeit , Giltigkeit an⸗

gefochtener Gemeinde - , Kreiswahlen ꝛc. , über den Anſpruch auf

Staatsangehörigkeit , auf Klagen gegen Entſcheidungen der Aufſichts⸗

behörden in Krankenverſicherungsſachen u. ſ. w. , endlich unter gewiſſen

Einſchränkungen auf Klagen gegen polizeiliche Verfügungen der Be⸗

zirksämter und Bezirksräthe , gegen Verfügungen der Staatsaufſichts⸗

behörden , durch welche Gemeinden , Gemarkungsinhabern , Kreiſen ꝛ.

eine ihnen nicht obliegende Leiſtung auferlegt wird u. ſ. w.

Alle Verhandlungen von Verwaltungsſtreitigkeiten vor den Be—

zirksräthen und dem Verwaltungs - Gerichtshofe ſind mündlich und

öffentlich .

Ohne mündliche Verhandlung kann der Verwaltungs⸗Gerichtshof
von Amtswegen eine an ſich unſtatthafte oder nicht in der geſetzlichen

Form oder Friſt erhobene Klage oder Berufung als unzuläſſig verwerfen .

Gegen die Entſcheidungen des Verwaltungs - Gerichtshofs ſteht

dem Vertreter des Staatsintereſſes die Nichtigkeitsbeſchwerde wegen

Unzuſtändigkeit oder Gewaltsüberſchreitung zu. Ueber dieſe entſcheidet

der Kompetenz⸗ - Gerichtshof .
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